
Nachschlagewerk: ja
BGH 7. nein

ZPO § 356

a) Per Beweisführer setzt ein Hindernis im Sinne von
§ 356 ZPO, wenn er nicht zur ärztlichen Untersuchung 
durch den beauftragten Sachverständigen erscheint.

b) Es bedarf in der Regel auch dann einer Fristsetzung
nach § 356 ZPO, wenn das vom Beweisführer wegen Befangen­
heit des Sachverständigen eingebrachte Ablehnungsgesuch 
zurückgewiesen ist.
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Der VI.Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 1.Februar 1972 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Pehle und der Bundes­
richter Dr.Bode, Dr.Weber, Prof.Dr.NÜßgens und Scheffen

für R e c h t  erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Nürnberg vom 24. April 1970 aufgehoben.
Auf die Berufung der Klägerin wird'das Urteil 
der 1. Zivilkammer des Landgerichts Nürnberg-Fürth 
vom 9. Oktober 1969 aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Rechts­
mittelzüge, an das Landgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin erlitt am 6. Februar 1967 als 
Fahrgast eines vom Erstbeklagten gefahrenen Taxis, 
dessen Halterin die Zweitbeklagte war, einen Unfall. 
Der Erstbeklagte war in Nürnberg auf ein vor ihm vor 
einem Fußgängerübergang haltendes Fahrzeug aufgeprallt, 
wodurch die Klägerin ein Schleudertrauma der Halswir­
belsäule erlitt. Sie konnte mehrere Monate ihrer Be­
rufstätigkeit als Inhaberin eines Salons für Kosmetik 
und Fußpflege mit Parfümerieverkauf nicht nachgehen.
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Die Klägerin nimmt die Beklagten auf Ersatz 
des ihr durch den Unfall entstandenen und künftig 
noch entstehenden Schadens in Anspruch. Der Grund 
der Haftung der Beklagten ist unstreitig. Der Haft­
pflichtversicherer der Beklagen hat insgesamt 
13.000 DM bezahlt, wovon nach seiner im Rechtsstreit 
abgegebenen Erklärung 5.000 DM als Schmerzensgeld 
und 8.000 DM als Ersatz für Verdienstausfall ange­
rechnet werden sollen. Zudem hat die Klägerin von 
ihrer Berufsgenossenschaft an Verletztengeld und 
Rentenzahlungen insgesamt 6.925,20 DM erhalten. Mit 
vorliegender Klage begehrt sie von dem Erstbeklagten 
ein weiteres, der Höhe nach in das Ermessen des Ge­
richts gestelltes Schmerzensgeld und von den Beklag­
ten als Gesamtschuldnern einen weiteren, ebenfalls 
in das Ermessen des Gerichts gestellten materiellen 
Schadensersatz für die Zeit vom 6. Februar 1967 bis 
31. Dezember 1968, soweit der Anspruch nicht auf Trä­
ger der gesetzlichen Sozialversicherung übergegangen 
ist. Ferner begehrt sie die Feststellung zukünftiger 
Schadensersatzverpflichtung der Beklagten aus dem Un­
fall vom 6. Februar 1967.

Sie legt im einzelnen dar, daß die Zahlung eines 
erheblich höheren Schmerzensgeldes angemessen sei und 
daß der ihr durch den Unfall entstandene Verdienstaus­
fall mindestens weitere 40.000 DM betrage. Die Folgen 
der Unfallverletzungen seien noch nicht abgeklungen.

Die Beklagten tragen zur Begründung ihres An­
trages auf KlageabWeisung vor, die von der Klägerin 
geltend gemachten immateriellen und materiellen Schä­
den stünden nicht alle im ursächlichen Zusammenhang 
mit dem Unfall. Sie habe bereits vor dem Unfall an
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degenerativen Veränderungen der Halswirbelsäule, 
Blutunterdrück und vegetativen Beschwerden gelit­
ten. Der unfallbedingte Verdienstausfall sei durch 
Zahlung von 8.000 DM abgegolten. Ein Zukunftsscha­
den sei nicht zu befürchten.

Das Landgericht hat durch Aufklärungs- und Be­
weisbeschluß vom 17. Dezember 1968 die Einholung zwei­
er medizinischer Sachverständigengutachten der 2. 
Chirurgischen Klinik und der Psychatrisehen- und Ner- 
venklinik der Städtischen Krankenanstalten 
über Art und Ausmaß der von der Klägerin erlittenen 
Verletzungen und die Wahrscheinlichkeit von Dauerfol­
gen sowie die Einholung des Gutachtens eines Buchprü­
fers und Steuerbevollmächtigten über die Höhe des un­
fallbedingten Nettoverdienstausfalles angeordnet. Zu­
nächst sollten die medizinischen Gutachten eingeholt 
werden.Die Einforderung der Gutachten wurde davon ab­
hängig gemacht, daß die Klägerin binnen drei Wochen 
einen Auslagenvorschuß von 1.000 DM und binnen weite­
rer zweier Monate einen Vorschuß von 1.500 DM einzahle 
und ferner binnen drei Wophen verschiedene näher be­
zeichnten Unterlagen und Bescheinigungen vorlege. Auf 
den Antrag der Klägerin, anstelle des vorgesehenen Gut­
achtens der Psychiatrischen- und Nervenklinik der Städti­
schen Krankenanstalten ein solches einer Ortho­
pädischen Klinik einzuholen, hat das Landgericht durch 
Beschluß vom 21. Februar 1969 die Erstellung des medi­
zinischen Sachverständigengutachtens durch den Leiter 
der Orthopädischen Klinik des in A ^ m |
oder einen von ihm beauftragten Arzt mit der Ermächtigung 
angeordnet, daß der medizinische Sachverständige nach 
eigenem Ermessen - soweit erforderlich - eine Zusatz­
begutachtung durch einen Psychiater oder Nervenarzt



durchführen lassen könne. Die Beschlußausfertigung 
ist den Prozeßbevollmächtigten der Parteien am 24. Fe­
bruar 1969 zugoste]lt worden. Nach Einzahlung eines 
Auslagenvorschusses von 1.000 DM hat das Landgericht 
die Akten am 20. März 1969 dem Leiter der genannten 
Klinik übersandt. Mit Schriftsatz vom 16, Juni 1969 
ließ die Klägerin mit dem Hinweis, daß Dr. der
Chefarzt der Orthopädischen Klinik des Wj 
in A ^ 0 H ,  sie bereits im Auftrag der M|
Versicherung begutachtet habe, die Beauftragung einer 
anderen Orthopädischen Klinik beantragen und hierfür 
die Klinik in L ^ H H B  vorschlagen. Da die Klägerin 
der zweimaligen Aufforderung zur Untersuchung in Alt­
dorf unentschuldig fern geblieben war, kamen die Akten 
von dort am 23. August 1969 unerledigt zurück. Im 
Schlußverhandlungstermin vom 18. September 1969 hat 
der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin seinen Antrag 
vom 16. Juni 1969 vorsorglich als Gesuch um Ablehnung 
des medizinischen Sachverständigen bezeichnet. Durch 
Beschluß vom 24. September 1969 - dem Prozeßbevoll­
mächtigten der Klägerin zugestellt am 29. September 
1969 - hat das Landgericht die Ablehnung des Sachver­
ständigen als unbegründet zurückgewiesen und
durch Urteil vom 9. Oktober 1969 die Klage abgewiesen.

Die Berufung der Klägerin blieb erfolglos. Mit 
der Revision begehrt sie die Aufhebung des angefochtenen 
Urteils.



Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht bestätigt die Auffassung 
des Landgerichts, daß die Klägerin durch grobes pro­
zessuales Verschulden die ihr obliegende Beweisführung 
über die geltend gemachten Unfallschäden und über deren 
ursächlichen Zusammenhang unmöglich gemacht habe. Es 
meint, sie sei dieserhalb zu Recht wegen grober Ver­
nachlässigung der ihr obliegenden Prozeßförderungs­
pflicht mit dem Beweismittel des medizinischen Sachver­
ständigengutachtens ausgeschlossen worden. Sie habe die 
Erstattung des medizinischen Sachverständigengutachtens 
daran scheitern lassen, daß sie der Untersuchung trotz 
zweimaliger Aufforderung unentschuldig fern geblieben 
sei. Sie hätte ihre Bedenken gegen Dr. unver­
züglich nach Bekanntgabe des Beschlusses vom 21. Fe­
bruar 1969 dem Gericht mitteilen müssen, da die für sie 
erkennbare naheliegende Möglichkeit bestanden habe, daß 
sie bei einer Begutachtung durch dieselbe Klinik, in der 
sie bereits wegen desselben Unfalles begutachtet worden 
war, von demselben Facharzt, der das erste Gutachten 
erstellt hatte, untersucht werden würde. Der Umstand, 
daß das Gericht ihrem Antrag vom 16. Juni 1969 auf 
nochmalige Änderung des Beweisbeschlusses nicht statt­
gegeben hatte - das Gericht habe darin zunächst kein 
Ablehnungsgesuch gesehen ~, habe sie nicht berechtigt, 
der weiteren Vorladung zur Untersuchung nicht zu folgen; 
zumindest habe sie dem Gericht und der Klinik von ihrem 
Bedenken Mitteilung machen müssen. Ihre Behauptung, sie 
habe der Vorladung nach auf Rat ihres Prozeß-
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bevollmächtigten keine Folge geleistet, entlaste sie 
nicht, da sie für ein etwaiges Verschulden ihres An­
walts ebenso wie für eigenes Verschulden einstehen 
müsse. Bei dieser Sachlage habe das Landgericht den 
im Termin vom 18. September 1969 gestellten Antrag 
der Klägerin auf Einholung der medizinischen Gutachten, 
wodurch die Erledigung des Prozesses verzögert worden 
wäre, mit Recht als verspätet zurückgewiesen. Auch 
sei die Erhebung des Beweismittels in der Berufungs­
instanz nach § 929 Abs. 2 ZPO unzulässig. Da die 
Klägerin gegen die Zurückweisung ihres Ablehnungsge­
suches kein Rechtsmittel eingelegt habe, könne die 
Frage der Befangenheit des Sachverständigen nicht mehr 
geprüft werden.

Ferner liege eine grobe Nachlässigkeit der Klä­
gerin darin, daß sie weder die von ihr angeforderten 
Unterlagen vollständig vorgelegt noch den angeforderten 
Auslagenvorschuß für das Gutachten zum Erwerbsschaden 
trotz der ihr gesetzten Ausschlußfrist eingezahlt und 
auch nicht um Stundung oder um Bewilligung des Armen­
rechts nachgesucht habe.

II. Diese Ausführungen halten den Angriffen 
der Revision nicht stand.

1. Zwar war das Urteil des Landgerichts nicht 
schon darum unzulässig, weil im Zeitpunkt seiner Ver­
kündung (9. Oktober 1969) die zweiwöchige Beschwerde­
frist gegen den das Ablehnungsgesuch zurückweisenden 
Beschluß vom 24. September 1969 noch nicht abgelaufen
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war (§§ 406 Abs. 5, 577 Abs. 2 ZPO). Da der so­
fortigen Beschwerde keine aufschiebende Wirkung 
zukommt (§ 5 2  ZPO), war die Verkündung des End­
urteils vor Ablauf der Beschwerdefrist und damit 
vor Erledigung eines möglichen Beschwerdeverfahrens 
nicht rechtsfehlerhaft, mag eine solche Handhabung 
auch nicht zweckmäßig erscheinen (RG JW 1895, 539; 
RGZ 60, 110; Stein/Jonas/Pohle, ZPO 18. Auf1. § 406 
Anm. IV 2; Baumbach/Lauterbach, ZPO 30. Aufl. § 406 
Anm. 5; Wieczorek, ZPO 1957 § 406 Rdz. C IV b).

2. Die Revision macht geltend, bei Anwendung 
pflichtgemäßen Ermessens hätte dem Ablehnungsge­
such der Klägerin entsprochen werden müssen, da der 
ernannte Sachverständige unstreitig schon im Auf­
trag des Haftpflichtversicherers der Beklagten in 
dieser Sache tätig gewesen sei.

a) An sich bildet eine solche Tätigkeit einen 
hinreichenden Grund für die Ablehnung eines Sach­
verständigen wegen Besorgnis der Befangenheit 
(§§ 406, 42 Abs. 2 ZPO; Baumbach/Lauterbach aaO 
§ 406 Anm. 2 B; Rosenberg/Schwab, Zivilprozeßrecht 
10. Aufl. § 124 III b). Auch war entgegen der Meinung 
des Landgerichts eine Glaubhaftmachung des Ablehnungs­
grundes nicht erforderlich, da unstreitig war, daß 
die Klinik in A f l H B  bereits für die
Magdeburger Versicherungsgesellschaft, die Haft­
pflichtversicherung der Beklagten - wie sich aus 
der Klageschrift und der KJagebeantwortung ergab - 
in derselben Unfallsache ein Gutachten erstattet 
hatte. Das Ablehnungsgesuch der Klägerin war deshalb 
begründet.



b) Darauf kommt es jedoch nicht mehr an. Der 
Rechtsbehelf gegen die Zurückweisung eines Ablehnungs 
gesuohes bestand in der sofortigen Beschwerde. Dem Be 
rufungsgericht war die Nachprüfung des Beschlusses 
durch § 512 ZPO entzogen. Der Gesetzgeber hat die 
Frage, ob ein Ablehnungsgrund gegen einen Sachver­
ständigen vorliegt, rasch und endgültig bereinigt 
sehen wollen und zu diesen Zweck ein besonderes Ver­
fahren mit einer selbständigen Anfechtbarkeit der 
Entscheidung eingerichtet (BCHZ 28, 303, 305). Die 
Klägerin war auch nicht dadurch an der Einlegung 
der Beschwerde gehindert, daß das Landgericht während 
des Laufes der Beschwerdefrist bereits das Urteil ver 
kündet hat; über eine Beschwerde hätte auch nach Be­
endigung der ersten Instanz noch entschieden werden 
müssen (Stein/Jonas/Pohle aaO § 406 Anm. IV 2; 
Wieczorek aaO § 406 Rdz. C IV a und b; KG JW 1926, 
1597 Nr. 7). Damit, daß die Klägerin gegen den Be­
schluß des Landgerichts vom 24. September 1969 (Zu­
rückweisung des Ablehnungsgesuches) keine sofor­
tige Beschwerde eingelegt hat, war daher die Frage 
der Befangenheit des Sachverständigen der Nachprüfung 
durch das Berufungsgericht entzogen.

3- Das angefochtene Urteil war jedoch aufzu­
heben, weil es auf der irrigen Meinung beruht, die 
Klägerin sei mit dem Beweismittel des medizinischen 
Sachverständigengutachtens auszuschließen gewesen.
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a) Es ist schon fraglich, ob - wie das Be­
rufungsgericht meint - in dem Verhalten der Klä­
gerin eine grobe Nachlässigkeit in der Prozeß­
führung zu sehen ist. Hiergegen könnten darum Be­
denken bestehen, weil sie nach ihrem vom Berufungs­
gericht nicht gewürdigten Vortrag erst aus den 
Schreiben der Orthopädischen Klinik des W f U H f c  
m m ™  A ^ m ^ v o m  3. Juni und 16. Juni 1969 
Gewißheit darüber bekam, daß der frühere Oberarzt 
Dr. Wagner, der sie im Auftrag des Haftpflichtver­
sicherers der Beklagten seinerzeit untersucht hatte, 
nunmehr der Chefarzt der Orthopädischen Klinik und 
damit für ihre Untersuchung zuständig war. Ihre Be­
sorgnis der Befangenheit richtete sich gerade gegen 
seine Person, nicht gegen die Klinik schlechthin.

Eine Zurückweisung des beantragten Sachver­
ständigengutachtens kam ni|r nach §§ 283, 279 ZPO 
in Betracht. Deren Voraussetzungen waren hier aber 
schon deshalb nicht gegeben, weil dieses Beweismittel 
von der Klägerin nicht nachträglich, sondern bereits 
in der Klageschrift vorgebracht worden war. Ein all­
gemeiner Rechtsgrundsatz qes Inhalts, daß eine Partei 
mit dem von ihr beantragten Beweismittel wegen grober 
Vernachlässigung ihrer Prczeßförderungspflicht bzw. 
wegen grob schuldhafter Prozeßverzögerung ausgeschlos­
sen werden kann, besteht entgegen der Meinung des 
Berufungsgerichts nicht. Vielmehr hat das Gesetz die 
Voraussetzungen, unter denen ein Beweismittel zurück­
gewiesen oder ausgeschlossen werden kann, im einzel­
nen und abschließend geregelt.



b) Verhindert der Beweisführer, wie hier, 
die Erstattung eines medizinischen Sachverständi­
gengutachtens dadurch, daß er trotz Aufforderung 
nicht zur Untersuchung bei dem Sachverständigen 
erscheint, so muß das Gericht, wenn es ihn mit dem 
Beweismittel ausschließen will, in der in § 356 ZPO 
vorgesehenen Weise Vorgehen. Danach kann es, wenn 
der Aufnahme des Beweises ein Hindernis von unge­
wisser Dauer entgegensteht, eine Frist bestimmen, 
nach deren fruchtlosem Ablauf das Beweismittel nur 
benutzt werden kann, wenn dadurch das Verfahren nicht 
verzögert wird. Mit Fristablauf wird die Partei mit 
dem Beweismittel kraft Gesetzes für diese Instanz 
ausgeschlossen (§§ 230, £31 ZPO; Schumann/Leipold 
bei Stein/Jonas, ZPO 19. Aufl. § 356 Anm. III; 
Wieczorek aaO § 356 E m.w.Nachw. ).§ 356 ZPO dient 
dem Interessenausgleich. Der beweisführenden Partei 
soll Gelegenheit gegeben werden, das Hindernis zu 
beseitigen; gleichzeitig soll die Gegenpartei vor 
unzumutbaren Verzögerungen geschützt werden. Auf 
ein Verschulden des Beweisführers kommt es hierbei 
nicht an.

§ 356 ZPO bezieht sich auf Beweismittel jeder 
Art, sofern der Aufnahme des Beweises ein Hindernis 
von ungewisser Dauer entgegpnsteht. Dies trifft zwar 
beim Sachverständigenbeweis dann nicht zu, wenn das 
Hindernis in der Person des Sachverständigen liegt 
und, da das Gericht in der Auswahl des Sachverstän­
digen nicht beschränkt ist, durch Bestellung eines 
anderen Sachverständigen behoben werden kann. Anders
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verhält es sich aber, wenn - wie hier - das Hin­
dernis in der Person des Beweisführers liegt. Die­
ser muß mitwirken, wenn sein Gesundheitszustand vom 
Sachverständigen untersucht werden soll. Wirkt er 
nicht mit, so trifft ihn in gleicher Weise die Ver­
antwortung für die Prozeßverzögerung wie bei an­
deren ihm zur Verfügung stehenden Beweismitteln 
(z.B. Zeugen, Urkunden). Mit der Verweigerung der 
Untersuchung setzt er ein Hindernis im Sinne von 
§ 356 ZPO (Schumann/Leipoid bei Stein/Jonas aaO 
§ 356 Anm. I 2 Fn. 3; Rosenberg/Schwab aaO § 118 
Anm. I 3 b; Thomas/Putzo, ZPO 3. Aufl. § 356 Anm. 2;
OLG München NJW 1967, 684).

Einer solchen Fristsetzung nach § 356 ZPO be- 
darf es in der Regel auch dann, wenn das vom Beweis­
führer eingereichte Gesuch um Ablehnung des Sachver­
ständigen, für dessen Untersuchung er sich zur Ver­
fügung stellen muß, zurückgewiesen worden ist. Es 
kann dahingestellt bleiben» ob eine Fristsetzung 
dann unter dem Gesichtspunkt nutzloser Förmlichkeit 
entbehrlich ist, wenn der Beweisführer auch nach 
rechtskräftiger Bescheidung seines Ablehnungsgesuches 
eine Untersuchung durch den vom Gericht bestellten 
Sachverständigen ernstlich und endgültig verweigert 
hat. Denn ein derartiger Sachverhalt liegt hier nicht 
vor. Es fehlte im Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver­
handlung an einer Entscheidung über das Ablehnungsge­
such und im Zeitpunkt der Urteilsverkündung an der 
Rechtskraft des Beschlusses über das Ablehnungsgesuch. 
Zudem lag keine Äußerung der Klägerin vor, daß sie 
sich auf keinen Fall einer Untersuchung stellen werde.
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Etwaige Zweifel hätten vom Gericht geklärt werden 
müssen, da ein solches zu Lasten der Klägerin gehen­
des Verhalten nicht unterstellt werden kann. Gerade 
die Fristsetzung mit den in § 336 ZPO angedrohten 
nachteiligen Folgen hätte die Klägerin möglicher­
weise bestimmt, sich nunmehr der Untersuchung im 
Wichernhaus Altdorf zu unterziehen, zumal in dem Be­
schluß ausdrücklich vorgesehen war, daß der - nach 
ihrer Meinung befangene - Chefarzt Dr. einen
anderen Arzt mit der Erstellung des Gutachtens be­
auftragen und ein Zusatzgutachten eines Psychiaters 
oder Nervenarztes anfordern konnte.

Das Landgericht hat der Klägerin die zur Zu­
rückweisung des Beweismittels erforderliche Ausschluß­
frist nicht gesetzt. Die gleichwohl ausgesprochene 
Zurückweisung stellt daher einen Verfahrensfehler dar, 
der auch im zweiten Rechtszug nicht geheilt worden ist 
und einer Zurückweisung nach § 529 Abs. 2 Satz 2 ZPO 
entgegenstand© Deshalb hät(te das Berufungsgericht das 
landgerichtliche Urteil ai^fheben sollen.

4. Das Berufungsurteil beruht ferner insoweit 
auf einem Verfahrensfehler, als es die Klägerin mit 
dem Beweismittel des betriebswirtschaftlichen Gut­
achtens ausschließt, so daß die Klage auch nicht etwa 
mangels Nachweises eines Folgeschadens im Ergebnis 
mit Recht abgewiesen worden ist.

Zwar liegt nicht, wie die Revision meint, ein 
Verfahrensfehler darin, daß das Landgericht das
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Gutachten des Buchsachverständigen nicht aufgrund 
des für die medizinischen Gutachten einbezahlten 
Auslagenvorschusses eingeholt hat. Der Ansicht der 
Revision kann schon darum nicht gefolgt werden, weil 
der einbezahlte Auslagenvorschuß nur 1.000 DM betrug, 
während für die Beauftragung des Buchsachverständigen 
ein Vorschuß von 1.500 DM eingefordert worden war 
(§§ 402, 379 Abs. 2 ZPO). Da das Landgericht für die 
Einzahlung der Auslagenvorschüsse eine Ausschluß­
frist gesetzt hat, durfte hier nach den §§ 279, 283,
529 ZPO verfahren werden (Stein/Jonas aaO, lÖ.Aufl.
§ 379 Anm. II; Wieczorek aaO § 379 B II b).

Zu Unrecht sieht das Berufungsgericht aber ebenso 
wie das Landgericht eine grobe Nachlässigkeit der Klä­
gerin darin, daß sie den Auslagenvorschuß für den Buch­
sachverständigen nicht einbezahlt hatte. Das Landgericht 
hatte - aus berechtigter Erwägung - angeordnet, das Gut­
achten des Buchsachverständigen erst im Anschluß an die 
medizinischen Gutachten einzuholen. In der Tat hatte 
diese Beweisaufnahme nur Sinn, wenn die vorhergehende 
den Nachweis gesundheitlicher unfallbedingter Schäden 
erbracht hatte. Deshalb kann es nicht als g r o b  
nachlässig angesehen werdep, daß die Klägerin die Ein­
zahlung des weiteren Auslagenvorschusses vor der Ein­
holung der medizinischen Gutachten verzögerte, zumal 
sie von ihrer Rechtsschutzyersicherung in diesem Ver­
halten bestärkt worden war,

III. Das Landgericht wird bei der erneuten Ver­
handlung zu prüfen haben, ob es von Amts wegen einen 
anderen orthopädischen Sachverständigen mit der Er-
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stellung des Gutachtens beauftragen will. Die 
rechtskräftige Zurückweisung des Ablehnungsge­
suches nimmt nur der Partei das Recht, die Frage 
der Befangenheit erneut gerichtlich prüfen zu las­
sen. Das Gericht ist unabhängig davon jederzeit be­
fugt, einen anderen als den im Beschluß angegebenen 
Sachverständigen auszuwählen und nach erneuter münd­
licher Verhandlung den Beschluß unbeschränkt abzu­
ändern (§ 360 ZPO). Ferner wird vorsorglich darauf 
hingewiesen, daß im Rahmen des § 287 ZPO eine Schätzung 
der Schadenshöhe auch danr} geboten sein kann, wenn 
bestimmte Unterlagen nicht vorgelegt werden (vgl. BGH 
VersR 1962, 1099, 1100; VersR 1967, 83, 84).

Pehle Dr. Bode Nüßgens

Dr. Weber Scheffen


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	4

	7

	8

	13

	14




